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Weitere 99,8 Millionen Mark 
für Sanierungslllaßnalnnen 
Giftkippe MÜllchehagen: Ministerium beantwortet Fragen 
Münchehagen/Hannover (re). "Nach 

acht Jahren Schröder-Regierung konnte 
die Deponie Münchehagen weder gesi­
chert, geschweigedenn saniert werden. 
Das Umweltministerium hat es offen­
sichtlich vorgezogen, auf entsprechende 
Vorhalte überhaupt nicht mehr zu rea­
gieren" , schrieb der CDU-Landtagsab­
geordnete Willi Heineking (Landesber­
gen) am 11. Februar in einer kleinen An­
frage an die Landesregierung. 

Jetzt liegt die Antwort vor, in der von 
Sanierung die Rede ist: "Der Haushalts­
ausschuß hat für die geplanten Sanie­
rungsmaßnahmen durch Beschluß vom 
19. 11. 1997 einen weiteren. Betrag von 
bis zu rund 99,8 Millionen Mark freige:' 
geben", schreibt das Ministerium. Weil 
von Sanierung in den vergangenen zwölf 
Monaten kaum mehr die Rede war, hat­
ten Anrainerkommunen die Befürch­
tung geäußert, das Land werde es bei 
der ~bgespeckten Sicherung belassen. 

Die Al tlastensicherungsgesellschaft 
(ASG) ist am 1. April unter alleiniger 
Geschäftsführung von Klaus Eggerking 

tätig geworden. · Eggerking war leiten­
der Ministerialbeamter im Umweltmi­
nisterium. Dieses weist weiterhin Vor- 1 
würfe über von der Deponie ausgehen- 5 
de Gesundheitsgefahren zurück. "Kei- (' 
ne Hinweise." Gefahren belegen nach L 
wie vor unter anderem Bürgerinitiati- l 
ven, BUND Petershagen und das Staat­
liche Umweltamt Minden durch Meß- ( 
daten . C 

In diesem Jahr soll die Wasserhal- I!J 
tung erneuert I,md an den Randbereich 11\ 

verlegt werden. Die Vorbereitungen . d 
zum Einbau der Dichtwand (30 Meter tr 
Tiefe /1200 Meter Länge) sollen anlau- 9 
fen. Ab dem Jahr 2000 soll die Oberflä­
chenabdeckung beginnen. Geld stehe 1\ 
bereit. 1 

Die Bezirksregierung hat die ASG [ 
beauftragt, die Öffentlichkeit umfas- t 
send über die Sicherungsmaßnahmen S 

zu informieren. Das Umweltministeri- V 
um bereitet mit den Anrainerkommu- b 
nen eine vertragliche Vereinbarung vor, b 
die Umfang und Inhalt der Öffentlich- SI 

keitsbeteiligung regeln soll. SI 


